
Am 28. Juni 1963 besuchte
Sowjetführer Nikita
Chruschtschow Ost-Berlin.

Doch an sein „Ich liebe die
Mauer!“ erinnert sich niemand
mehr. Ganz anders verhält es sich
mit dem unauslöschlichen „Ich
bin ein Berliner!“ von John F. Ken-
nedy zwei Tage zuvor.

Kaum bekannt ist, dass Kenne-
dys berühmte vier Worte gar nicht
im offiziellen Redemanuskript
standen. Denn nicht sein genialer
Wortschmied Theodore Sorensen
hatte die Idee dazu, sondern der
Präsident selbst. Kennedy übte am
18. Juni im Weißen Haus mit
Sprachlehrerin Margarethe
Plischke ein paar Sätze auf
Deutsch und notierte dabei auf ei-
nem Blatt „I am a Berliner“, hand-
schriftlich, in blauer Tinte. In So-
rensens Entwürfe schaffte es die
Idee aber nicht. Kennedy erin-
nerte sich laut Sicherheitsberater
McGeorge Bundy erst im Anflug
auf Berlin wieder daran und no-
tierte sich kurz vor der Rede eine
Aussprachehilfe auf seine Rede-
karte: „Ish bin ein Bearleener.“

Doch wie kam Kennedy über-
haupt auf die Idee, das Cicero-Zi-
tat „Ich bin ein Bürger Roms“ um-
zudeuten? Herumgereicht werden
zwei mögliche Vorbilder: Einer-
seits sprach Ex-Präsident Herbert
Hoover 1954 bei einem Besuch in
West-Berlin den Satz „I am a Berli-
ner“. Anderseits erklärte Kennedy
im Mai 1962 in New Orleans: „Ich
bin ein Bürger der Vereinigten

Staaten.“ Erstaunlicherweise hat
jedoch noch nie jemand den plausi-
belsten Bezug hergestellt: Wins-
ton Churchill sagte am 14. Mai
1947 in einer Rede in London:
„Wir hoffen, wieder ein geeintes
Europa zu erreichen, in dem Men-
schen ebenso stolz sagen ‚Ich bin
ein Europäer‘ wie sie einst ‚civis
Romanus sum‘ sagten.“

Knüpfte der geschichtsbewusste
Kennedy in West-Berlin bewusst

daran an? Seine Verwendung des
Wortes „stolz“ legt diese Vermu-
tung nahe: „Vor 2000 Jahren war
der stolzeste Satz, den ein Mensch
sagen konnte: ,civis Romanus
sum.’ Heute ist der stolzeste Satz,
den jemand in der freien Welt sa-
gen kann: Ich bin ein Berliner!“

Thomas Gijswijt, Historiker an
der Universität Tübingen und ei-
ner der besten Kenner von Kenne-
dys Europapolitik, ist jedenfalls
„ziemlich sicher“, dass Kennedy
die Rede kannte, die in Churchills

Buch „Europe Unite“ 1950 veröf-
fentlicht wurde. „Kennedy hat be-
kanntlich mehr oder weniger alles
von Churchill gelesen“, so
Gijswijt. Kennedy mag sich auch
erinnert haben, dass sein Vorgän-
ger Dwight D. Eisenhower im Juni
1945 bei den Siegesfeiern in Eng-
lands Hauptstadt vom Balkon des
Mansion House gerufen hatte: „I
am now a Londoner!“ Ebenfalls
kaum mehr bekannt ist heute, dass

Kennedy die erste Hälfte seiner
zehnminütigen Rede völlig frei
hielt. Machte die Mauervisite den
Präsidenten so „zornig“, dass er
spontan emotionaler als geplant
sprach, wie es Hofhistoriker Ar-
thur M. Schlesinger, Jr., 1965 be-
hauptete? Fakt ist, dass Kennedy –
losgelöst vom Redeentwurf – die
Mauer als Verstoß gegen die
Menschlichkeit bezeichnete und
sie als Bankrotterklärung des Kom-
munismus erklärte. Selbst Bundy
war überrascht und flüsterte Ken-

nedy zu: „Ich glaube, Sie sind zu
weit gegangen.“ Doch der Ent-
scheid, eine Brandrede gegen den
Kommunismus zu halten, war be-
reits am Vorabend der Rede gefal-
len – noch vor dem Mauererleb-
nis. So hat es Bundy in seinem Ta-
gebuch über Kennedys Europa-
reise festgehalten, das erst 2006
deklassifiziert und von Gijswijt
ausgewertet worden ist.

1963 gelang Kennedy das Kunst-
stück, vergessen zu machen, dass
er zwei Jahre zuvor auf den Mauer-
bau nicht reagiert hatte. „Eine
Mauer ist verdammt viel besser
als ein Krieg“, soll er gesagt ha-
ben. Als sein Militärkommandant
Lucius Clay die Mauer mit Bulldo-
zern und Panzern niederreißen
wollte, pfiff Kennedy ihn zurück.
Bereits in seiner Berlin-Rede im
Juli 1961 hatte er stets nur von
West-Berlin gesprochen und
Chruschtschow damit grünes
Licht für Aktionen in Ost-Berlin
gegeben, solange die westlichen
Zugangsrechte nach West-Berlin
unangetastet blieben.

Kennedy war kein Berliner – er
war ein West-Berliner. Er liebte
die „abscheuliche“ Mauer nicht,
aber er tolerierte sie.

— Der Autor ist Historiker und wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Cen-
ter for Security Studies der ETH Zü-
rich. Er ist Autor von „Kennedys
rechte Hand: McGeorge Bundys Ein-
fluss auf die amerikanische Außen-
politik 1961-63“ (Zürich, 1999).

S elbst bei ihrer zehnminütigen
Fernsehansprache wirkte sie
noch kalt und unnahbar. Da-

bei wollte Dilma Rousseff ganz
mütterlich einen Plan für ein neues
Brasilien präsentieren, an dem alle
mitwirken sollten: sowohl die Gou-
verneure der Bundesstaaten als
auch die Repräsentanten der Mas-
senproteste, die Millionen von Bra-
silianern mobilisieren. „Ich habe
die Stimme der Straße“ gehört,
sagte Brasiliens Präsidentin. Und
fügte an: Es war meine Generation,
die für das Recht gekämpft hat, auf
die Straße gehen zu können.

Es war ein Hinweis darauf, dass
niemand mehr unter den Anfein-
dungen der Protestierer leiden
dürfte als die Präsidentin selbst.
„Dilma raus!“ liest und hört man
häufig bei den Demonstrationen.
Dabei hat die 65-Jährige als junge
Frau selbst gegen die brasiliani-
sche Militärdiktatur gekämpft und
saß Anfang der 70er in verschiede-
nen Kerkern. In der Zeit wurde sie
schwer gefoltert, worin viele den
Hauptgrund für ihre Distanziert-
heit sehen wollen, in der sie An-
gela Merkel nicht unähnlich ist.
Die Herzen der Brasilianer werden
Rousseff jedenfalls nicht mehr so
zufliegen wie ihrem Vorgänger
Lula da Silva, aus dessen Schatten
sie sich nicht befreien kann.

Allerdings trat Rousseff auch
kein leichtes Erbe an. Seit ihrem
Amtsantritt stottert die brasiliani-
sche Wirtschaft, zurzeit verliert
der Real stark an Wert. Hinzu
kommt, dass Rousseffs Arbeiterpar-
tei von Korruptionsaffären erschüt-
tert wird und viele der Staatspro-
gramme, mit denen Millionen von
Brasilianern aus der Armut geholt
wurden, in den Verdacht der Miss-
wirtschaft geraten sind.

Ebenso entscheidend für Rous-
seffs gefallene Zustimmungsrate
(55 Prozent) dürfte sein, dass sie
es mit einem Kongress zu tun hat,
der von Lobbyinteressen beein-
flusst wird. So wurde ihr Versuch,
mehr Einnahmen aus dem lukrati-
ven Rohstoffgeschäft in die Bil-
dung zu leiten, von Parlamenta-
riern torpediert, deren Wahl-
kämpfe von eben jener Industrie fi-
nanziert werden. Dass Dilma den
Vorschlag nun bei ihrer Rede an
die Nation wiederholte, ist ihr Ver-
such, das Parlament doch noch zur
Annahme zu drängen. Sie, die
Kämpferin, die vor vier Jahren den
Lymphdrüsenkrebs besiegte, will
sagen können: Ich habe es wenigs-
tens versucht. Noch bevor sie am
Montag einige Gouverneure und
Bürgermeister in Brasilia empfing,
traf sie mit Sprechern der Protest-
bewegung zusammen. Sie steht
den Demonstrationen offenbar nä-
her, als es die Demonstranten ah-
nen.  Philipp Lichterbeck

PORTRÄT

John F. Kennedy bezog
sich vor 50 Jahren wohl
auf eine Churchill-Rede

POSITIONEN

„Ich bin ein Berliner“

B etrug? Die Arbeitsagentur kümmert sich mit Präferenz um
qualifizierte Arbeitslose, die schnell wieder vermittelt wer-
den können, lautet der Vorwurf. Wer sollte etwas dagegen

haben? Die Gesellschaft würde sich zurecht beklagen, wäre es
andersherum. Klar muss es Programme für schwer Vermittel-
bare geben; aber die Arbeitsagentur ist nicht vorrangig eine sozi-
alpolitische Veranstaltung. Welch ein Aufwand nötig ist, um Men-
schen ohne Schulabschluss und Ausbildung oder nach jahrzehn-
telanger Arbeitslosigkeit einen Job zu verschaffen, weiß man ge-
rade in Berlin. Mit der Fälschung der Statistiken, wegen der 2002
der Arbeitsagentur-Chef Bernhard Jagoda aus dem Amt flog, ist
die jetzige Kritik des Rechnungshofs nur bedingt vergleichbar.
Das entschuldigt nicht, die eigenständige erfolgreiche Suche ei-
nes Arbeitslosen als Vermittlungserfolg der Agentur auszuge-
ben. Was aber sollte problematisch sein am jetzt ausgelaufenen
Berliner Modellprojekt „Joboffensive“, bei dem Vermittler sich
besonders intensiv um so genannte „marktnahe“ qualifizierte Ar-
beitslose kümmern – und so gute Ergebnisse erzielen, dass Nord-
rhein-Westfalen das Projekt übernahm?  gn
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S chüler, zeige deine „Dimensionen“, und der neue „Chancen-
spiegel“ der Bertelsmann-Stiftung sagt dir, in welchem Bun-
desland du lieber nicht zur Schule gehen solltest. Wer mit

dem Schulabbruch sympathisiert, läuft in Mecklenburg-Vorpom-
mern höchste Gefahr, die Flinte tatsächlich ins Korn zu werfen
(über 13 Prozent), während saarländische Lehrer ihn eher davon
abhalten werden (4,8 Prozent Abbrecher). Bremen reicht Schü-
ler gerne von einer höheren Schulform an eine niedrigere durch,
anders als Brandenburg. In Bayern werden Schüler aus sozial
schwächeren Familien eher abgehängt als in Sachsen. Seit dem
Pisa-Schock vor über zehn Jahren wissen die Deutschen, dass die
Zukunft eines Kindes auch von dem Bundesland abhängig ist, in
das es geboren wird. Die Gründe dafür sind komplex, sie liegen
in Bildungstraditionen und nicht zuletzt in der sozialen Lage ei-
nes Landes. Darum stehen die Länder vor je unterschiedlichen
Herausforderungen. Aber es gibt auch eine nationale Antwort:
Eine individuelle Förderung auf hohem pädagogischen Niveau
hilft allen. Das kostet zusätzliche Milliarden, die die Länder nicht
ohne erhebliche Bundeshilfen aufbringen können. Die neue Bun-
desregierung steht in der Pflicht.  akü
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aus Rom erkennt Parallelen zwi-
schen den Protesten in der Türkei
und in Brasilien:
Am Anfang war Tunesien, dann
Chile und die Türkei. Und jetzt Bra-
silien. Was haben die Straßenpro-
teste in so unterschiedlichen Län-
dern gemeinsam? Verschiedene
Dinge, die alle überraschend sind.
1. Kleine Zwischenfälle, die groß
geworden sind. In allen Fällen sind

die Proteste von lokalen Ereignis-
sen ausgegangen, die sich unerwar-
tet in eine nationale Bewegung ver-
wandelt haben. 2. Die Regierungen
reagieren falsch. 3. Die Proteste ha-
ben weder einen Anführer noch
eine Befehlslinie. 4. Es gibt nieman-
den, mit dem man verhandeln oder
den man einsperren könnte. 5. Es
ist unmöglich, die Konsequenzen
der Proteste vorherzusagen. 6.
Wohlstand bedeutet nicht gleich
Stabilität. Die größte Überra-
schung dieser Proteste ist, dass sie

in erfolgreichen Ländern passie-
ren, zumindest aus ökonomischer
Sicht.

aus Moskau kommentiert die Flucht
des früheren US-Geheimdienstmitar-
beiters Edward Snowden über Russ-
land:
Dass nun die Russische Föderation
daran beteiligt ist, Herrn Snowden
zu einer Anerkennung als politi-

scher Flüchtling zu verhelfen, kann
leicht zu einer neuen Verschlimme-
rung der Beziehungen zwischen
den USA und Russland führen. Die
amerikanischen Senatoren haben
bereits gedroht, den Russen zu zei-
gen, dass ihre Aktionen nicht unbe-
antwortet bleiben. Aber in Moskau
werden diese Anschuldigungen
und Vorwürfe ruhig aufgenom-
men. Hier fürchtet niemand das
Aufkommen eines neuen Konflikts
mit den Vereinigten Staaten von
Amerika.

DILMA ROUSSEFF
PRÄSIDENTIN BRASILIENS:

„Habe die
Stimme der

Straße gehört“

D ie türkische Regierung und ihre Polizei sind in den letzten
Wochen völlig zu Recht vom Westen für ihr gewaltsames
Vorgehen gegen die Protestbewegung im Land gescholten

worden. Methoden eines Polizeistaates wurden mitunter sicht-
bar. Im Schlachtenlärm sind aber einige wichtige Dinge unterge-
gangen. Denn die Unruhen lassen sich durchaus als Hinweis da-
rauf lesen, dass sich die Türkei schneller demokratisiert als ihr
Ministerpräsident. Erdogan, der in seinen ersten Regierungsjah-
ren die Demokratisierung so energisch vorantrieb wie kein türki-
scher Premier vor ihm, hat jetzt erhebliche Schwierigkeiten, die
Langzeitwirkung seiner eigenen Reformen auf die Bevölkerung
zu verstehen. Wenn er die Ursache für die Protestwelle in angebli-
chen Verschwörungen im Ausland sucht, ist der Ministerpräsi-
dent blind dafür, was die Demonstranten eigentlich von ihm wol-
len: Achtung von Privatsphäre und Minderheitenrechten. Nix Re-
volution, nix Arbeiteraufstand – die Gezi-Leute wollen im
Grunde vom Staat in Ruhe gelassen werden. Regierungen ande-
rer Länder träumen von solchen Demonstranten. Im Gezi-Park
protestierte die erste Generation von Türken, die sich nicht mehr
daran erinnern kann, dass Polizisten Demonstranten zuerst zu-
sammenschießen und dann foltern. Es ist auch die erste Genera-
tion im Land, die den Staat nicht mehr für allmächtig hält. Damit
haben die Gezi-Unruhen gezeigt, wie europäisch viele Türken
inzwischen sind. sei
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Besonders intensiv

Es gibt eine Antwort
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DSTUTTMANN

Von Christian Nünlist

Näher an Europa
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GESUNDHEITSBERATER BERLIN
ÜBERSICHT KLINIKEN PFLEGEHEIME ARZTPRAXEN HILFE

Finden Sie die besten Kliniken,
Ärzte und Pflegeheime auf

www.gesundheitsberater-berlin.de

Das größte Such- und Beratungsportal rund um das Thema Gesundheit und Pflege in der Region.

Hier können Sie mit Hilfe umfangreicher Datenbanken unter mehr als 500 Anbietern das passende 
Krankenhaus zu einer bevorstehenden Behandlung, ein für Ihre Bedürfnisse am besten geeignetes Pfle-
geheim oder einen Spezialisten für eine ambulante Behandlung finden.

Rund 1200 Reportagen, Erklärtexte und Adressübersichten bieten Ihnen ein umfassendes Informations-
paket zur Therapie von Erkrankungen in der Klinik, zum Alltag im Pflegeheim und zu speziellen
Behandlungen in Arztpraxen.


